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In der Debatte zum Thema Mindestlohn beim Kanton Basel-Stadt wurde festgestellt, dass bei einigen 
Institutionen und Organisationen, die einen Leistungsvertrag mit dem Kanton abgeschlossen haben, nicht die 
Höhe des Lohnes im Vordergrund steht, sondern die zum Teil schlechte Qualität der Anstellungs- und 
Arbeitsbedingungen. Die betroffenen ArbeitnehmerInnen leisten oft Arbeit auf Abruf, haben sehr lange 
Arbeitstage ohne dass die gesetzlichen Pausen gewährt werden und können die Arbeitseinsätze faktisch nicht 
planen. 

Wie die Praxis zeigt, sind mehrheitlich Frauen von diesen problematischen Arbeitsbedingungen betroffen. Im 
Sinne der Gleichstellung und der Chancengleichheit sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf welche dem 
Kanton ja ein grosses Anliegen sind, stellen sich folgende Fragen: 

1. Ist sich die Regierung den zum Teil herrschenden schlechten Arbeitsbedingungen bewusst? Ist die 
Regierung über die Arbeitsbedingungen der Leistungserbringer vollständig informiert? 

2. Macht die Regierung im Rahmen seiner Leistungsverträge diesbezüglich Vorgaben? 

3. Stellt sie Mindestanforderungen betreffend Arbeitsbedingungen an die Leistungserbringer? 

4. Wenn ja, wie überprüft der Kanton die Arbeitsbedingungen bei den Leistungserbringern? 

5. Wenn nein, kann sich der Kanton vorstellen, via Leistungsvertrag gewisse Vorgaben zu machen? Welche 
Vorgaben müssten nach Ansicht der Regierung in den Leistungsverträgen festgehalten werden? 

6. Gibt es Grundlagen, welche für Vorgaben diesbezüglich angepasst werden müssen? 

7. Die Regierung verweist in ihren Antworten zur Interpellation von Kerstin Wenk betreffend "Mindestlöhne im 
Kanton Basel-Stadt": Würden Missstände festgestellt, könnten bei Neuverhandlungen von 
Leistungsverträgen auch sozialpartnerschaftliche Anliegen in die Leistungsverträge aufgenommenwerden. 
Wie könnte dieses Anliegen umgesetzt werden? 

Kerstin Wenk 

 


